
 

 

 

Antragszusatz zu Antrags-Nr.:    

_________________________________________________________________________________ 

 

Ergänzende Antragsangaben auf Gewährung einer Zuwendung im Rahmen der Teilintervention EL-

0404-02 Forstlicher Wegebau nach Art. 73 d. VO (EU) 2021/2115 und dem GAP-Strategieplan der 

Bundesrepublik Deutschland 2023-2027 in Rheinland-Pfalz 

 
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den „Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums“ (ELER) 

 
 

Zu 1. ANTRAGSTELLER(IN):  (Bitte in DRUCKBUCHSTABEN ausfüllen)   
 
1.6 Zuständiges Finanzamt 

 

…………………………………………. 

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.)1 oder 

 

 D E 
         

 Wirtschaftsidentifikationsnummer (W-IdNr.)1  oder 

 

 D E 
         

Steuer-Identifikationsnummer (Steuer-ID)1 
 

           

 

 

Zu 5. Erklärungen des Antragstellers: 

 
 

☐ 
Für die Förderung gelten die Vorgaben des GAP-Strategieplans 2023-2027 für die Bundesrepublik 

Deutschland und die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Förderung von Vorhaben i. 

R. d. Umsetzung des GAP-Strategieplans in Rheinland-Pfalz in der Förderperiode 2023 bis 2027 (ANBest-

GAP-SP in RLP) in der jeweils gültigen Fassung sind mir bekannt.  

☐ 
 

Ich/Wir haben den für eine Bewilligung erforderlichen Sanktionsvertrag unterzeichnet und beigefügt. 

 

☐ 
 

Mir/Uns ist bekannt, dass nach den unionsrechtlichen Bestimmungen die Verpflichtung zur Einhaltung der 

Informations- und Publizitätsvorschriften besteht (Merkblatt zu Anforderungen hinsichtlich Information, 

Öffentlichkeitsarbeit und Sichtbarkeit im Rahmen der Umsetzung GAP-Strategieplans in Rheinland-

Pfalz2023-2027).  

 

☒ 

 

Das ELER-Merkblatt mit folgenden Bestanteilen habe ich zur Kenntnis genommen: 
 

-Datenschutz 

-Transparenzinitiative 

-Verhaltenskodex (Kodex für gute Verwaltungspraxis in der Bewilligungsstelle) 

-Informations- und Publizitätsmaßnahmen 

 

☐ 
 

Ich/Wir erkläre(n), dass jede unterzeichnende Person berechtigt ist, den übersandten Bescheid in Empfang 

zu nehmen und die Zuwendungsauszahlungen auf das angegebene Konto als rechtswirksam anzuerkennen. 

 

☐ Ich bin öffentlicher Auftraggeber (Kommunale Gebietskörperschaften und Zweckverbände). Mir ist 

bekannt, dass bei der Vergabe von Aufträgen ab den maßgeblichen EU-Schwellenwerten die einschlägigen 

EU-Rechtsvorgaben einzuhalten sind. Bei der Vergabe von Aufträgen sind die Bestimmungen der 

Verwaltungsvorschrift „öffentliches Auftragswesen in Rheinland-Pfalz“ zu beachten. Darüber hinaus bin 

ich verpflichtet, das Vorlegen der Binnenmarktrelevanz der zu vergebenen Aufträge zu prüfen und zu 

dokumentieren. 

 

 
1 Mindestens eine Angabe ist verpflichtend auszufüllen. 

     



☐ Ich bin privater Waldbesitzer. 

☐ 
 

Die insgesamt zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung innerhalb von sechs Monaten nach 

Abschluss des Vorhabens nachzuweisen ist (Zahlantrag mit Verwendungsnachweis), soweit im 

Zuwendungsbescheid keine abweichende Frist festgesetzt wurde.  

 

 
A. Unterrichtungen und Erklärungen zum Schutz und zur Veröffentlichung der i.R.d. Förderung 

übermittelten Daten von natürlichen Personen 
 

Unterrichtung zum Datenschutz gem. Art. 13 ff. der Verordnung (EU) 2026/679 vom 27.04.2026 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 

Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutzgrundverordnung – DSGVO) 

 

1. Die von Ihnen im Rahmen der Förderung übermittelten Daten werden zur Berechnung der Beihilfen und 

zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union verarbeitet. 

 

2. Verantwortlich für die Einhaltung des Datenschutzes ist für Sie die Zentralstelle der Forstverwaltung – 

obere Forstbehörde (die zuständige Bewilligungsbehörde). 

 

3. Den Datenschutzbeauftragten der für Sie zuständigen Bewilligungsbehörde erreichen Sie unter der E-Mail 

Neustadt.ZdF@wald-rlp.de oder über die Rufnummer der Telefonzentrale 06321 6799-0. 

 

4. Die Erhebung personenbezogener Daten erfolgt, um den Verpflichtungen betreffend Verwaltung, 

Kontrolle, Prüfung sowie Überwachung und Bewertung nachzukommen. Die gesetzliche Grundlage der 

Verarbeitung im Rahmen EU-(ko)finanzierter Fördermaßnahmen ergibt sich aus dem jeweils einschlägigen 

EU-Recht (Art. 117 ff. der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 sowie Art. 101 ff. der Verordnung (EU) Nr. 

2116/2021).  

 

5. Nachfolgende Stellen haben das Prüfrecht inne:    

• Rechnungsprüfungs-, Untersuchungs- und sonstige Einrichtungen der Europäischen Union, des 

Bundes, des Landes und der Kreise/Kommunen (wie u.a. die Bescheinigende Stelle) 

• Land- und forstwirtschaftliche Sozialversicherungsträger 

 

 

Die Nichteinwilligung zu den vorstehenden Hinweisen, Verpflichtungen, Einwilligungen und Erklärungen führt 

grundsätzlich zur Ablehnung des Antrages bzw. zum Rücktritt von der Vereinbarung. 

 

Der Sanktionsvertrag ist zusammen mit dem Förderantrag einzureichen. Ohne Gegenzeichnung erfolgt keine 

Bewilligung der Zuwendung. 

 

Ich/Wir versichere/n die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben des hiermit gestellten Antrags auf 

Zuwendungen und erkenne/n die dargelegten Hinweise, Verpflichtungen, Einwilligungen und Erklärungen für 

mich/uns als verbindlich an. 

 

Mir/Uns ist bekannt, dass ein Zuwendungsantrag nur positiv beschieden werden kann, sofern er vollständig 

ausgefüllt ist und alle relevanten Anlagen vollständig beigefügt wurden. Ein Maßnahmenbeginn vor der 

schriftlichen behördlichen Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns oder Bewilligung ist förderschädlich. 

Die Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns begründet keinen Anspruch auf Zuwendung. 

 

mailto:Neustadt.ZdF@wald-rlp.de


 

 B. 
 

 zusätzliche ELER Anlagen: 
 

☐  unterschriebener Sanktionsvertrag für Fördermaßnahmen im Rahmen der Umsetzung des GAP-Strategieplans in Rheinland-Pfalz 

 

☐  Bei kommunalen Waldbesitzern: Übersicht über Haushalts- und Finanzlage der Gemeinde, Vordruck des Innenministeriums 
 

☐  Bei privaten Waldbesitzern: Bestätigung der Bank, dass Zahlungsfähigkeit vorliegt (i.H. der Vorhabengesamtkosten)  

 
 

  
 

  Ich / Wir versichere/n, dass die in diesem Antragszusatz und der/den Anlage/n enthaltene Angaben richtig und 

vollständig sind. 
 

 

 _______________________________________________________   

  Ort, Datum  

 

 

 

 ____________________________________________________________________  

  Unterschrift des Antragsstellers, des Vertretungsberechtigten, bzw. Bevollmächtigten; 

  bei kommunalen Gebietskörperschaften zusätzlich Stempel  

     

    

  _______________________________________________________ 

  Name, Vorname (in Druckbuchstaben)  (Bei Bevollmächtigten bitte Vollmacht beilegen) 

 

 


